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Bleiben in Schleswig-Holstein

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein begrüßt 
politische Initiativen zur Unterstützung für Geflüch-
tete in Ausbildung und Arbeit und die aktuellen 
Anträge der Landtagsfraktionen. Diese Vorschläge 
müssen schnellstmöglich umgesetzt werden. 

Geflüchtete in Ausbildung sollen nicht abgeschoben werden. 
Das fordern die Beratungsnetzwerke „Alle an Bord! – Pers-
pektive Arbeitsmarkt für Geflüchtete“ und „B.O.A.T. – Bera-
tung.Orientierung.Arbeit.Teilhabe“ zusammen mit der Hand-
werkskammer Lübeck in einem Appell, den inzwischen 349 
Betriebe, zivilgesellschaftliche Organisationen und Privatper-
sonen unterstützen. Das Thema wurde bei der Landespres-
sekonferenz Schleswig-Holstein am 03. Juli 20251 gesetzt 
und medial breit aufgegriffen. Nun haben sowohl die Land-
tagsfraktionen der CDU zusammen mit den Grünen (Druck-
sache 20/34632)als auch die FDP (Drucksache 20/34513)
Anträge im Landtag Schleswig-Holstein eingereicht und 
so die Thematik so auch im Landtag auf die Tagesordnung 
gebracht. Auch von der SPD (Drucksache 20/34634)und dem 
SSW (Drucksache 20/34965)gab es Änderungsanträge zu 
diesem Thema.

„In der Praxis erleben wir ein restriktives Verwaltungshan-
deln, positive Ermessensspielräume werden kaum genutzt 
und Anträge werden nicht schnell genug bearbeitet, weswe-
gen Ausbildungsplätze verloren gehen. Für Geflüchtete und 
Betriebe ist das ein großes Problem. Wenn der schleswig-
holsteinische Landtag am Donnerstag dafür Lösungen finden 
würde, wäre sowohl für die Integration von Geflüchteten 
wie auch für den Fachkräftemangel vieles gewonnen“, erklärt 
Anne-Katrin Lother vom Beratungsnetzwerk „Alle an Bord! 
Perspektive Arbeitsmarkt für Geflüchtete“.

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein begrüßt es sehr, dass 
die Situation von Geflüchteten in Ausbildung im Bundesland 
positiv diskutiert wird. Mit § 60c AufenthG („Ausbildungsdul-
dung“) und § 16 g AufenthG (Aufenthaltserlaubnis zur  
Berufsausbildung für ausreisepflichtige Ausländer – „Ausbil-
dungs-Aufenthaltserlaubnis“) existieren bereits zwei rechtli-
che Grundlagen, die für die Dauer der Ausbildung Rechtssi-
cherheit geben können. Problematisch sind aber fortbeste-
hende bürokratischen Hürden, lange Bearbeitungszeiten und 

 

fehlende positive Ermessensentscheidungen der Ausländer-
behörden. 

Der Flüchtlingsrat hofft daher auf die erfolgreiche 
Zusammenarbeit der Fraktionen und hebt besonders 
folgende Punkte hervor: 

•	 Anträge, die eine Beschäftigung nach sich ziehen, sollten 
priorisiert von Ausländerbehörden bearbeitet werden. 
Das betrifft vor allem Anträge auf § 60c AufenthG und § 
16g AufenthG jetzt im Sommer.

•	 Bei der Erteilung von Ausbildungsduldungen und Ausbil-
dungs-Aufenthaltserlaubnissen sollen mögliche Ermessens-
spielräume von den Ausländerbehörden genutzt werden, 
vor allem im Bereich der Identitätsklärung. Hier bedarf es 
der entsprechenden Ermutigung von Ausländerbehörden 
durch die Politik und eine Umsetzung des Stufenmodells.

•	 Während Anträge auf Ausbildungsduldung und Ausbil-
dungs-Aufenthaltserlaubnissen geprüft werden, soll von 
Abschiebemaßnahmen abgesehen werden. Das sollte, 
wenn nötig, auch gesetzlich festgeschrieben werden.

•	 Bürokratische Hürden müssen abgebaut werden. Die Lan-
desregierung sollte sich im Bund dafür einsetzen, dass 
Gesetze auf Bundesebene vereinfacht und deutlicher for-
muliert werden, um eine Handlungssicherheit zu gewähr-
leisten und eine schnellere Bearbeitung zu ermöglichen. 

•	 Auch die von Seiten der SPD vorgeschlagenen Abschaf-
fung von Arbeitsverboten begrüßen wir. Dabei sollten 
besonders Geduldete im Fokus stehen, die in der Regel 
sowohl von der Agentur für Arbeit als auch von der Aus-
länderbehörde eine Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit benö-
tigen. Die Prüfung durch die Agentur für Arbeit wäre aus 
unserer Sicht ausreichend.

Pressekontakt: Anne-Katrin Lother, Flüchtlingsrat SH, 
Netzwerkkoordination Alle an Bord! – Perspektive Arbeits-
markt für Geflüchtete, www.alleanbord-sh.de

Letzte Meldung: Der Innenausschuss des Kieler Land-
tags hat eine bis zum 21.11.2025 befristete schriftliche 
Expert*innen-Anhörung zu Anträgen der Regierungsfrakti-
onen und der Opposition (Drucksachen 20/3461, 20/3451, 
20/3491 und 20/3496) zu den Regelungsbedarfen bei der 
Ausbildungs- und Beschäftigungsintegration von Geflüchteten 
angesetzt. Die Einladung und Dokumente zur mündlichen 

Ausschussanhörung finden sich nach Terminierung 
hier: https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/
aussch/iur/einladung_seite/ 

Wir werden in der nächsten Ausgabe des Maga-
zins Der Schlepper ausführlich berichten.

Ja zu sicherem Aufenthalt 
von Geflüchteten 
während der Ausbildung

Presseerklärung vom 23.7.2025
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